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Abgeltung schwesterlicher Liebesdienste
Sachverhalt

Ich möchte Sie gerne bei folgender Fragestellung um Rat fragen. Ich bin seit kurzem Beiständin nach Art. 392.1 und 393.2 ZGB von einer 85 jährigen Frau. Sie lebt im Pflegeheim und ist nicht mehr urteilsfähig. Ich habe das Mandat im Juni 07 übernommen. Bis dahin hatte die Schwester der betagten Frau die Verwaltung gemacht. Sie wollte diese Aufgabe abgeben, da ihr alles etwas zuviel wurde. Bei der Übernahme der Akten hat die Schwester mich gefragt, ob sie für die letzten fünf Jahre, welche sie die adm. Verwaltung für ihre Schwester gemacht habe, eine Entschädigung verlangen könne. Ich habe ihr gesagt, dass sie das damals mit ihrer Schwester hätte absprechen müssen, als diese noch urteilsfähig war. Wir haben dann vereinbart, dass sie mir eine Rechnung stellt und ich dann bei der Vormundschaftsbehörde einen Antrag um Prüfung ihres Anliegens stellen würde. Ich war der Ansicht, dass ich als Beiständin nicht das Vermögen meiner Klientin aufbrauchen darf, um diese Dienstleitung, welche die Schwester vor meiner Einsetzung zur Beiständin erbracht hat, zu bezahlen. Die Rechnung beläuft sich auf Fr. 6000.-.
 
Es kommt dazu, dass meine Klientin nur noch über ganz wenig finanzielle Reserven verfügt, weil das Pflegeheim nicht ganz über die EL gedeckt ist. Es ist ein Pflegeheim der psychiatrischen Klinik Wil, welches die Maximaltaxe der EL übersteigt. Sie verfügt momentan noch über Fr. 22'000.- Vermögen. Ihr Budget weist ein monatliches Defizit von Fr. 760.- aus. Meine Klientin müsste also in ca. 2 Jahren vom Sozialamt unterstützt werden. Wenn ich die Forderung der Schwester begleiche, dann verkürzt sich diese Zeit um 7 Monate.
 
Ich habe also bei der VB einen Antrag um Prüfung dieser Forderung gestellt. Die VB hat mir nun geantwortet, dass dieser Entscheid in meiner Kompetenz als Beiständin liege. Ich könne diesen Entscheid nicht delegieren – weder nach unten noch nach oben. Grundsätzlich gehe die Behörde aber davon aus, dass eine derartige Leistung unentgeltlich erbracht wurde, ansonsten ein Anspruch auf Entschädigung noch zum Zeitpunkt der Betreuung hätte gestellt werden müssen. Somit ergebe sich kein Rechtsanspruch.
 
Mir war schon klar, dass die Schwester keinen Rechtsanspruch hat. Ich war aber der Meinung, dass ich nicht einen Drittel des kleinen Vermögens für eine Dienstleistung bezahlen darf, die vor meiner Zeit als Beiständin erbracht wurde und habe deshalb die VB um einen Entscheid gebeten. 
 
Fragen:
1. Gibt es einen Richtwert oder sogar eine Richtlinie wie viel Geld eine Beiständin in so einem Fall ausgeben darf? Ich müsste einen Drittel des Vermögens ausgeben. 
2. Ist es so, dass dieser Entscheid in der Kompetenz der Beiständin liegt?
Erwägungen

1. Als Beiständin können Sie alle Rechnungen bezahlen, unabhängig ihrer Höhe, wenn der Rechnung ein Verpflichtungsgeschäft zugrunde liegt und soweit hiefür genügend Aktiven bestehen. Davon ist hier nicht auszugehen. Die pflegende und sorgende Schwester hat unentgeltlich gearbeitet und ihre schwesterlichen Liebesdienste im Sinne von Art. 272 ZGB (der mittelbar auch unter Geschwistern Bedeutung hat, BGE 76 II 265, 272; C. Hegnauer, Berner Kommentar, N 12 zu Art. 272 ZGB) und nicht im Rahmen eines entgeltlichen Auftrages oder Anstellungsverhältnisses erbracht. 

2. Wenn Sie eine Zahlung vornehmen, für welche kein Rechtsgrund besteht, handelt es sich um eine Schenkung. Gemäss Art. 408 ZGB dürfen zulasten des Bevormundeten keine erheblichen Schenkungen vorgenommen werden. Dagegen darf der Beistand unter eingeschränkten Voraussetzungen und mit Zustimmung der Vormundschaftsbehörde erhebliche Schenkungen vornehmen. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn die Schenkung als vernünftig erscheint, dem erkennbaren Willen der verbeiständeten Person Rechnung trägt, mit Rücksicht auf das Vermögen des Verbeiständeten verhältnismässig ist und dessen Interessen nicht zuwiderläuft (Affolter, ZVW 2004, , 221 Fn 40; ZVW 2003, 172 f).

3. Die Zustimmung der Vormundschaftsbehörde ist deshalb notwendig, weil Schenkungen nicht mehr unter die gewöhnlichen Verwaltungshandlungen fallen. Wenn die verbeiständete Person urteilsfähig und mündig ist, kann auch sie diese Zustimmung erteilen (Art. 419 Abs. 2 ZGB).

4. Im vorliegenden Fall sollte aus folgenden Gründen von einer erheblichen Schenkung abgesehen werden:
a. Es ist nicht schlüssig, weshalb heute eine Entschädigung dem Willen der Betreuten entsprechen sollte, nachdem in den vorangehenden fünf Jahren auf eine Entschädigung verzichtet worden ist.
b. Die Schenkung steht in keinem vernünftigen Verhältnis zum Gesamtvermögen.
c. Welche Gegenleistungen mit der Betreuung verbunden waren, lässt sich nicht beurteilen. Es ist denkbar, dass bereits in der ein oder andern Form Abgeltungen erfolgt sind. Wenn dies der Fall sein sollte, rechtfertigt sich die Schenkung ohnehin nicht, wenn keine Abgeltungen erfolgt sind, lässt sich heute kein mutmasslicher Schenkungswille der Betreuten nachkonstruieren.

5. Demnach können Ihre Fragen wie folgt beantwortet werden:
a. Gibt es einen Richtwert oder sogar eine Richtlinie wie viel Geld eine Beiständin in so einem Fall ausgeben darf? Ich müsste einen Drittel des Vermögens ausgeben. 
Es gibt nur die Unterscheidung zwischen einer gerechtfertigten Rechnung und einer Schenkung. Die Rechnung, welcher ein rechtlich verbindliches Verpflichtungsgeschäft zugrunde liegt (was hier zu verneinen ist)  ist unabhängig von der Höhe zu begleichen, wenn genügend Mittel vorhanden sind. Für erhebliche Schenkungen zulasten Verbeiständeter gelten dagegen die Kriterien, 
i. dass die Schenkung als vernünftig erscheint, 
ii. dass die Schenkung dem erkennbaren Willen der verbeiständeten Person Rechnung trägt, 
iii. dass sie mit Rücksicht auf das Vermögen der Verbeiständeten verhältnismässig ist 
iv. dass sie deren Interessen nicht zuwiderläuft


b. Ist es so, dass dieser Entscheid in der Kompetenz der Beiständin liegt?
Erhebliche Schenkungen (d.h. nicht übliche Geschenke wie Geburtstags- oder Weihnachtsgeschenke) dürfen von der Beiständin nicht ohne Zustimmung der Vormundschaftsbehörde getätigt werden, weil sie nicht mehr als gewöhnliche Verwaltungshandlungen anzusehen sind und deshalb zustimmungsbedürftig im Sinne von Art. 419 Abs, 2 ZGB sind.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 30.8.2007
PAGE  
3

[image: image1.png]